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Vorbiatt 


Vorschläge der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für Richtlinien des Rates zur Festsetzung der 
Einzelheiten der Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für die 
selbständigen Tätigkeiten des Krankenpflegers für die 
allgemeine Pflege 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Zur Verwirklichung des Niederlassungsrechts in der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft sehen die allgemeinen Pro- 
gramme zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlas- 
sungsfreiheit die Aufhebung jeder auf der Staatsangehörigkeit 
beruhenden diskriminierenden Behandlung bei der Niederlas- 
sung und im Dienstleistungsverkehr vor. 

Die Richtlinien befassen sich mit den in der Gruppe 822 der 
UN-Nomenklatur aufgeführten Tätigkeiten auf dem Gebiet des 
Gesundheitswesens. Diese Gruppe umfaßt insbesondere die 
Tätigkeiten des Krankenpflegers für die allgemeine Pflege. 


B. Lösung 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften schlägt 
Richtlinien zur Festsetzung der Einzelheiten zur Verwirklichung 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für die selbständigen Tätigkeiten des Krankenpflegers 
für die allgemeine Pflege vor. 


C. Alternativen 

Der Ausschuß hält es in Übereinstimmung mit dem Bundesrat 
für erforderlich, daß 

— der Richtlinienvorschlag zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften dem Ausbildungsprogramm ange- 
paßt wird, 
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— allen Mitgliedsländern die Möglichkeit einer Teilzeitaus- 
bildung generell eingeräumt wird, 

— sichergestellt wird, daß die Richtlinienvorschläge auch für 
angestellte Krankenpfleger und Krankenschwestern gelten. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 
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A. Bericht der Abgeordneten Frau Schimschok 


Die Vorschläge der Kommission wurden durch 
Schreiben des Präsidenten des Bundestages vom 
20. November 1969 dem Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit überwiesen. 

Die Kommission strebt mit den Richtlinienvor- 
schlägen die Festsetzung der Einzelheiten der Ver- 
wirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen 


Tätigkeiten des Krankenpflegers für die allgemeine 
Pflege an. 

Der Ausschuß kam bei der Beratung zu der Auf- 
fassung sicherzustellen, daß die Richtlinienvor- 
schläge auch für angestellte Krankenpfleger und 
Krankenschwestern gelten. Unter Berücksichtigung 
der Änderungsvorschläge des Bundesrates nahm der 
Ausschuß von den Richtlinienvorschlägen Kenntnis. 


Bonn, den 12. März 1970 


Frau Schimschok 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Richtlinienvorschläge der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften — Drucksache 
VI/73 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Ver- 
handlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß 

a) Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b des Richtlinien- 
vorschlags zur Koordinierung der Rechts- und 


Verwaltungsvorschriften dem in Anlage I 
enthaltenen Ausbildungsprogramm angepaßt 
wird, 

b) in Artikel 2 derselben Richtlinie und in An- 
lage I allen Mitgliedsländern die Möglichkeit 
einer Teilzeitausbildung generell eingeräumt 
wird, 

c) sichergestellt wird, daß die Richtlinienvor- 
schläge auch für angestellte Krankenpfleger 
und Krankenschwestern gelten. 


Bonn, den 12. März 1970 


Der Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit 

Hauck Frau Schimschok 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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